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Ein Beispiel für das Versagen demokratischer 
Mechanismen ist die Atompolitik. Aller Vernunft zum 
Hohn gelang es der österreichischen Politik weder, eine 
inbetriebnahme des überflüssigen und gefährlichen 
Atomkraftwerks Temelín zu verhindern, noch den import 
von Atomstrom aus nachbarländern ins österreichische 
stromnetz. Auf EU-Ebene gibt es nach wie vor keine 
verbindlichen Mindeststandards für die sicherheit von 
Atomkraftwerken, noch die Verpflichtung zu einer ausrei-
chenden Haftpflichtversicherung für den Fall eines schwe-
ren Atomunfalls, von einer Lösung für die Endlagerung 
des strahlenmülls ganz zu schweigen. Obwohl eine 

Mehrheit der EU-Bürger gegen die Atomenergie ist, 
obwohl sieben der 15 EU-staaten überhaupt keine 
Atomkraftwerke haben und weitere vier langfristig aus 
der Atomenergie aussteigen möchten, wird nun sogar 
über eine Aufnahme des EURATOM-Vertrages in die neue 
EU-Verfassung nachgedacht. Dieser Vertrag hat die jahr-
zehntelange privilegierte Förderung der Atomenergie auf 
Kosten anderer nachhaltiger Energieformen festgeschrie-
ben, und seine Verankerung in der Verfassung würde 
eine Fortsetzung der milliardenschweren AKW-Förderung 
ermöglichen.

schon im aktuellen EU-Forschungsrahmenpro-
gramm hat die nukleare Forschung mit 1,23 Mrd. Euro 
wesentlich mehr Geld bekommen als die so dringend 
nötige Erforschung der Erneuerbaren Energien, für die 
zusammen mit den Effizienztechnologien nur 830 Mio. 
Euro zur Verfügung gestellt wurden.1)

 Demokratiepolitisch skandalös ist es, daß das euro-
päische Parlament die Vergabe dieser riesigen summen 
nicht kontrollieren kann. Diese werden vom Rat auf 
Vorschlag der Kommission beschlossen, und das 
Parlament darf hier nur zuhören, aber keine Beschlüsse 
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Die Ohnmacht der Anti-Atom-Politik zeigt 
eine Ohnmacht der Demokratie

der grundsatz einer demokratischen Verfassung ist, daß alles recht vom Volk ausgeht: das Volk gibt 
die ziele vor, und die regierung hat die Aufgabe, mit hilfe von experten wege zu finden, diese zu verwirk-
lichen. so ist es in der theorie. in der praxis schaut es heute ganz anders aus: ob transitverkehr, gen-
technikverseuchte lebensmittel, sozialabbau, Verschleudern von staatsvermögen, temelín, neutralitäts-
aushöhlung oder Abfangjäger: es geschieht nicht mehr das, was die Menschenwünschen, gleich, welche 
partei in der regierung ist, gleich, ob hunderttausende in einem Volksbegehren sich dagegen ausgesprochen 
haben. Viele gesetze werden überhaupt nicht mehr auf nationaler ebene entschieden, sondern von 
supranationalen institutionen zweifelhafter demokratischer legitimation. Als folge verbreitet sich unter 
der bevölkerung frustration und resignation. unsere demokratie scheint morsch geworden. da 
regierungen und parteien im allgemeinen nicht dazu neigen, freiwillig von ihrer Macht etwas abzugeben, 
werden die bürger selbst darum kämpfen müssen, wenn sie selbst wieder aktiv in die gestaltung unserer 
lebensbedingungen eingreifen wollen.

neue.argumente@telering.at



fassen. somit findet keine demo-
kratische Legitimation solcher Ent-
scheidungen statt, und eine kleine, 
aber einflußreiche Minderheit von 
Pro-Atom-Ländern (besonders Groß-
britannien und Frankreich) bestimmt 
die energiepolitischen Weichen-
stellungen für ganz Europa. 

noch immer wird die unver-
schämte Lüge verbreitet, die Atom-
energie sei unverzichtbar für die 
Energieversorgung. Dabei existiert 
der Gegenbeweis schon: das kleine 
österreichische Bundesland Vorarl­
berg ist die erste region europas, 
in der schon heute mehr Strom 
aus erneuerbaren energiequellen 
wie Wasserkraft, Biomasse, Biogas 
und Sonnenlicht erzeugt wird, als 
insgesamt Strom verbraucht wird! 
100 Prozent Ökostrom! in Deutsch-
land wurden allein im vergangenen 
Jahr Windkraftanlagen mit einer 
Kapazität von mehr als drei durch­
schnittlichen atomkraftwerken 
installiert! Das muß man sich ein-
mal vorstellen! solche Fakten sind 
es, die bei der Atomlobby Panik 
auslösen, weil sie das Märchen von 
der unersetzlichen Atomenergie und 
den ach so teuren unfinanzierbaren 
kapazitätsschwachen Erneuerbaren 
Energien wie ein sturmwind hin-
wegfegen. noch ist sich die breite 
Öffentlichkeit - besonders in den 
Atomländern - dieser Dinge nicht 
bewußt. Wenn diese Entwicklung 
so weitergeht, könnte irgendwann 
die öffentliche Meinung kippen und 
die Atomenergie massiv unter Druck 
geraten, auch finanziell, weil sie bei 
wegbrechendem Marktanteil ihre 
auf Menge kalkulierten "Billigpreise" 
nicht mehr halten können wird. Doch 
bekanntlich sind Monster dann am 
gefährlichsten, wenn sie sich bedroht 
fühlen. Wo es an guten Argumenten 
fehlt, wird mit Macht und Willkür 
kompensiert. 

so ist die Atomlobby heute 
kräftig in der Offensive: in der EU 
wird mehr Atomstrom denn je pro-
duziert.  im vergangenen Jahr waren 

es 853 Mrd. Megawattstunden, um 
7 Mrd. Megawatt mehr als 2001. 
Damit besteht mehr als ein Drittel 
der gesamten strommenge in der 
EU aus Atomstrom. spitzenreiter ist 
Frankreich mit 78 Prozent Atomstrom-
anteil im netz.2) 

"Die machen doch sowieso 
was sie wollen!"

sehr erfreulich ist es, daß die 
Umweltorganisation Greenpeace  
angesichts dieser Lage die initiative 
ergriffen hat und ein Volksbegehren 
für den Ausstieg aus der Atomkraft 
in Europa organisiert hat, das im ver-
gangenen Juni stattgefunden hat. Zur 
Überraschung vieler hat es mit nur 

knapp über 130.000 Unterschriften 
nur ein sehr enttäuschendes Resultat 
erbracht. Warum? sicherlich nicht, 
weil die Österreicher ihre ablehnen-
de Haltung zur Atomenergie auf-
gegeben hätten. Die leute sind 
nur völlig frustriert darüber, daß 
sie immer wieder Volksbegehren 
unterschrieben haben, und dann 
iST niChTS geSChehen. Die mei-
sten Volksbegehren sind zwar vom 
Parlament behandelt worden, aber 
dann in der schublade gelandet. 

Warum haben die  Volks -
begehren nichts gebracht? Weil sie 
mit keiner Verpflichtung für die 
regierung verbunden sind. Ein 
Volksbegehren muß ab einer bestim-
mten Unterschriftenzahl im Parla-
ment "behandelt" werden, aber für 
die Regierung besteht keinerlei Ver-
pflichtung zur Umsetzung. Diese 
Verpflichtung besteht nur bei  
einer Volksabstimmung.  Da die 
Regierungen aber ohnehin der Mei-

nung sind, besser zu wissen, was 
für das Volk gut ist, gibt es Volks-
abstimmungen nur ausnahmsweise. 
seitdem die Kreisky- Regierung mit 
der Zwentendorf - Abstimmung ein 
Debakel erlitten hat, gab es nur eine 
einzige weitere Volksabstimmung: 
die bezüglich des EU-Beitritts, der 
sicherheitshalber eine machtvolle 
Propagandawalze vorausgeschickt 
wurde, wie sie die Republik noch 
nicht gesehen. 

so darf das Volk zwar begehren 
so viel und oft es will, aber die 
Entscheidung darüber, was tatsäch-
lich geschieht, trifft die Regierung. 
Regierungen, welche die Willens-
kundgebungen der Bevölkerung so 
offensichtlich geringschätzen, unter-
graben damit die Demokratie. Heute 
werden ohnehin viele Entscheidun-
gen nicht mehr im eigenen Land, 
sondern weit weg in Brüssel von 
der EU-Kommission getroffen - und 
selbst die kann immer noch von der 
WTO gemaßregelt werden, wenn 
zum Beispiel das eu­importverbot 
von amerikanischem gentech­
nahrungsmitteln als "wettbewerbs-
widrig" aufgehoben werden müßte, 
wie es jetzt droht. Hier zeigt die 
Globalisierung ihre zutiefst undemo-
kratische Fratze. Bei den Menschen 
entsteht ein politisches Ohnmachts-
gefühl. Die typischen Reaktionen 
sind: "Da kamma doch nix machen!" 
"Die machen sowieso was sie wolln! 
"ich unterschreibe nie wieder etwas!" 
"Das bringt doch nichts!" 

Die Gestaltung seines 
Lebensraums ist ein 
Grundbedürfnis des 
Menschen

Es ist ein Grundbedürfnis des 
Menschen, sich zu ÄUssERn. nicht 
nur in der sprache, sondern auch in 
Taten. Das, was als Keim in ihm  
steckt, zu entwickeln. Das Talent 
zur Fertigkeit und die Möglichkeit 
zur Wirklichkeit zu bringen. nur ein 
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Mensch, der seine Umwelt gestalten 
und bereichern kann, ist ein glück-
licher Mensch. schon wenn Kinder in 
der sandkiste eine Burg bauen,  oder 
in einem Bach mit steinen den Lauf 
des Wassers umleiten , ist das ein 
spielerisches  Einüben von Umwelt- 
und Lebensgestaltung, und ein Ausko-
sten des daraus entstehen-
den Glücksgefühls 
und se lbst -
bewußtseins. 
Ein Mensch, 
dem in autoritä-
ren Verhältnissen 
alles immer nur vor-
gegeben, jede Eigeninitiative 
verleidet und die Möglichkeit zur 
freien selbstentfaltung genommen 
wird, wird unglücklich und krank. 
Die Energie, die keinen Weg der 
Entäußerung ins Konstruktive findet, 
kann sich auch ins Zerstörerische  
wandeln. Was für den Einzelnen 
gilt, gilt auchfür die Gesellschaft: 
wenn den Menschen mehr und 
mehr die Möglichkeit genommen 
wird, ihren eigenen Lebensraum zu 
gestalten, führt das zu Frustration 
und Resignation, dem idealen nähr-
boden für Radikalisierung, totali-
täre Tendenzen, Aggressivität und 
Unmenschlichkeit. 

Was können wir tun?
Das Fundament der Demokratie 

liegt in kleinen geographischen 
Einheiten. Wenn die Demokratie 
nicht auf den Ebenen von  Gemein-
de,  Bundesland oder nationalstaat 
funktioniert, wird sie auch auf supra-
nationaler Ebene versagen. Die EU 
hat diese innerstaatlichen demokra-
tischen strukturen geschwächt, ohne 
irgend etwas Gleichwertiges aufge-
baut zu haben, ganz im Gegenteil. 
Ein humanes, demokratisches 
Europa kann es nur geben, wenn 
die Bürgerrechte im regionalen 
und nationalen Bereich wesent­
lich gestärkt werden. Wenn Bürger 
einmal mit der Politik der Gemeinde 
oder der Regierung nicht einverstan-

den sind, müssen sie die Möglichkeit 
bekommen, selbst politische Anlie-
gen durchsetzen zu können. Folgen-
de gesetzliche Rahmenbedingungen 
sind erforderlich und werden im 
laufenden Bürgerrechts­Volksbegeh­
ren gefordert: 

 Unterschriften für ein Volks-
begehren müssen unbürokra-

tisch gesammelt werden 
können. 

 Die Anliegen 
von Volksbegehren 

dürfen keiner inhalt-
lichen Einschränkung 

unterliegen. 
  Volksbegehren, die über 100.000 

Unterschriften erreichen, MÜssEn 
einer Volksabstimmung unterzogen 
werden, und deren Ergebnis MUss 
von der Regierung umgesetzt wer-
den. 

Österreich steht jetzt eine Klage 
Tschechiens vor der eu wegen sei­
nes importverbots für tschechi­
schen atomstrom ins Haus. "Wett-
bewerbswidrigkeit" heißt der dro-
hende schuldspruch, der Bannstrahl 
der modernen inquisition. Wenn die 
EU jahrzehntelang die Atomenergie 
völlig willkür-
lich gegen-
über ande-
ren Energie-
formen durch 
E U R A T O M 
privilegiert hat, und diesen sonder-
status nun sogar im Verfassungsrang 
zementieren möchte, nennt man das 
zukunftsweisende Energiepolitik, 
aber wenn Österreich so frei ist, die 
Atomenergie, die es durch EURATOM 
mitzufinanzieren gezwungen ist, 
wenigstens nicht zu importieren, so 
ist das ein Verstoß gegen den freien 
Wettbewerb. Wie sagt schon ein latei-
nisches sprichwort: Was dem Jupiter 
erlaubt ist, ist dem Ochsen noch lange 
nicht erlaubt.  so kann es uns passie-
ren, daß wir demnächst den Temelin-
strom hineingestopft bekommen, ob 
uns das paßt oder nicht. Und die 

Lawine des luftverpestenden ohren-
betäubenden LKW-Transitverkehrs 
wird auch ungehindert zunehmen. so 
kann es doch nicht weitergehen! Es 
ist wichtig, zu begreifen, daß sämtli-
che Anliegen von diesem Demokratie-
verlust betroffen sind, ob es sich nun 
um Tierschutz, Umweltschutz, sozial-
abbau oder neutralitätsbewahrung 
etc. handelt. Das Bürgerrechts-Volks-
begehren setzt den Hebel an einem 
Punkt an, der über Gedeih und 
Verderb sämtlicher zivilgesell­
schaftlicher anliegen bestimmt. 
Wir rufen daher alle Einzelpersonen, 
Bürgerinitiativen, interessensvertre-
tungen auf, das Volksbegehren für 
mehr direkte Demokratie tatkräftig 
zu unterstützen! Wir machen uns 
dabei nicht viel Hoffnung, daß das 
Parlament dieses Volksbegehren 
eher umsetzt als die vorhergehen-
den; sondern das Volksbegehren ist 
nur ein erster schritt in die richtige 
Richtung, ein Mittel, um dieses wich-
tige Thema in die Öffentlichkeit zu 
bringen, um irgendwann den Druck 
der öffentlichen Meinung so groß 
werden zu lassen, daß die Politik sich 
seiner Umsetzung nicht mehr wider-

setzen kann. 

Mit der Ver-
knüpfung von Volks-
begehren und Volks-
abstimmung - wie es 
in der schweiz schon 

lange erfolgreich prakti-
ziert wird - hat die Bevölkerung ein 
wirksames Mittel, ihren politischen 
Willen zur Geltung zu bringen, genau 
wie es der Begriff Demokratie auch 
bedeutet. Menschen, die ihre Lebens-
bedingungen umfassender mitgestal-
ten können, als nur in Bereichen wie 
Wohnungseinrichtung, Automarke 
und Urlaubsort, haben ein ganz ande-
res Lebensgefühl: sie sind glückli-
chere und zufriedenere Menschen.

Christiane Schmutterer

1) Solarinfos u. Kommentare 6/03
2) Salzburger Nachrichten, 1.7.03
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In der vergangenen Ausgabe der 
"Neuen Argumente" haben Sie gele-
sen, daß wir wegen Personalmangels 
über eine Auflösung des Vereins nach-
gedacht haben. Inzwischen haben 
sich zwei neue Helfer gefunden, und 
ein langjährig engagierter Mitarbeiter, 
Herr Ing. Stefan Micko, hat sich 
bereit erklärt, die Obmannschaft für 
ein Jahr zu übernehmen, so daß bei 
der Hauptversammlung am 24. April 
eine vorläufige Weiterführung des 
Vereins beschlossen werden konn-
te. Von der Pro-Forma-Besetzung 
der Vereinsfunktionen bis zu einer 
aktivistischen Arbeitsgemeinschaft, 
wie es unser Name ja bedeutet, ist 
es allerdings noch ein weiter Weg, 
und wir sind nach wie vor auf der 
Suche nach Menschen, die nicht nur 
Funktionen übernehmen, sondern 
sich auch aktiv einbringen wollen. 
Ob das gelingt, wird entscheidend 
für den Weiterbestand der ARGE 
über das heurige 25-Jahr-Jubiläum 
der Zwentendorf-Abstimmung hin-
aus sein. 

Wir haben auch Kontakte zu 
anderen Gruppen geknüpft oder 
vertieft bzw. eine Zusammenarbeit 
in bestimmten Anliegen vereinbart, 
so mit der "Initiative Heimat und 
Umwelt" und mit der "Initiative für 

mehr direkte Demokratie", die beide 
Trägerorganisationen das Bürger-
rechts-Volksbegehrens sind, über 
welches wir schon einige Male hier 
berichtet haben. Viele unserer Leser 
erhalten die Zeitung dieser Initiative, 
den "Bürgerbrief", zum Kennen­
lernen in dieser Ausgabe eingehef­
tet (ausgenommen jene Leser, von 
denen wir schon lange kein "Lebens-
zeichen" mehr erhalten haben, wie 
Stellungnahmen, Teilnahme an 
Unterschriftenaktionen, Spenden 
etc...Wenn Sie die Zeitung weiter 
bekommen möchten, geben Sie uns 
bitte ein Zeichen). 

Wir möchten uns auch an die-
ser Stelle für all die ermutigenden 
und ratgebenden Anrufe und Briefe 
unserer Leser bedanken. Ihre Reak-
tion ist wichtig! Gerade in Zeiten, 
wo wir immer wieder mal daran 
zweifeln, ob all der Aufwand und die 
Arbeit denn auch tatsächlich einen 
Sinn hat. Dank auch all jenen, die 
seit vielen Jahren durch ihre Spenden 
diese Zeitung überhaupt erst ermögli-
chen. Liebe Leser, denken Sie immer 
wieder daran: diese Zeitung ist ein-
zig und allein IHRE Zeitung. Es ist 
nicht die Zeitung irgendeines Medien-
konzerns, der damit seine eigenen 
finanziellen und politischen Absichten 

verfolgt. Die "Neuen Argumente" wer-
den einzig von IHNEN finanziert (sie 
haben nie eine Förderung erhalten) 
und für SIE geschrieben; und es liegt 
in IHRER Hand, wie sie damit umge-
hen, ob Sie die Inhalte weiterverbrei-
ten, ob Sie uns selbst Unterlagen oder 
Artikel zum Veröffentlichen schicken; 
ob sie die Zeitung eher nur "konsu-
mieren" oder ob sie als Konsequenz 
zu Taten schreiten, allein oder mit 
Gleichgesinnten. Denn das ist der 
Sinn und Rechtfertigung aller Worte, 
daß sie in die Taten wirken. 

Der neue Vorstand  
der ARGE: 

Obmann: Ing. Stefan Micko 
 Obm.-Stv.: Inge Rauscher 

Schriftführerin: 
 Christiane Schmutterer 

 Stv.: Dkfm. Rudolf Sladky 
Kassier: Helmut Schedl 

 Stv.: Ing. Uwe Schmutterer 
Rechnungsprüferin: 

 Ingeborg Mann 
Stv.: Prof. Tobias Kühne. 

 Beiräte: HR Dr. Erich Czwiertnia, 
Adolf Ursprunger
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Die neuen Aktivitäten der 
 ARGE JA ZUR UMWELT, NEIN ZUR ATOMENERGIE

Ansprache des neuen Obmanns 
 Ing. Stefan Micko

Als neuer Obmann begrüße 
ich die Mitglieder der ARGE Ja zur 
Umwelt, Nein zur Atomenergie und 
die Leser der Neuen Argumente. Darf 
ich nun um Ihre Aufmerksamkeit und 
danach um Ihre Reaktion bitten?

In der letzten Folge der Neuen 
Argumente haben Sie über die 
schwierige Lage des Vereins gele-
sen. In der verhältnismäßig kurzen 
Zeit seit der Erklärung des bisheri-

gen Obmanns über seinen unwider-
ruflichen Rücktritt haben vor allem 
Frau Schmutterer und ich versucht, 
einen neuen Vorstand zu "basteln", 
insbesondere aber eine bekannte 
und geeignete Persönlichkeit für die 
Obmannstelle zu gewinnen. Leider 
ist das nicht gelungen. 

So bin ich gebeten worden, die 
Obmannschaft zu übernehmen. Ich 
erkläre mich hierzu bereit, um der 

ARGE aus einer Notlage zu helfen, 
muß aber einige Einschränkungen 
machen und will gleich neue Ziele 
vorgeben:

1) diese Stelle nehme ich nur für 
ein Jahr bzw. bis zu einer allfälligen 
vorher einberufenen außerordentli-
chen Hauptversammlung an.

2) Meine Arbeitskraft steht nur 
beschränkt zur Verfügung, da ich 
bereits 70 Jahre alt bin und sowie-



so mit meiner bisherigen Arbeit voll 
ausgelastet bin. 

3) Aus eigenen, aus naheste-
henden bzw. aus fremden Kreisen 
muß eine Arbeitsgruppe gebildet 
werden, die in Absprache mit dem 
Vorstand notwendige Schritte zur 
Verjüngung der Mitarbeiterschaft 
und der Leserschaft plant und ein-
leitet. Der Verein soll wieder ein in 
der Öffentlichkeit werkender werden, 
der nicht nur eine Zeitung heraus-
gibt, sondern der Pressearbeit leistet, 
Vorträge und Informationstische 
organisiert und die satzungsmäßigen 
Ziele mit nahestehenden Gruppen in 
Österreich und/oder Ausland auch 
politisch (nicht parteipolitisch) ver-
folgt. Ich warte auf die Initiative aus 
Mitglieder- oder Leserkreisen, der 

Obmann hilft dann mit. 

Für dieses mein Amtsjahr steht 
uns ein bedeutender Merkstein 
bevor: 25 Jahre Zwentendorf-Volks-
abstimmung seit dem 5.11.1978

Wir haben beschlossen, einige 
Tage vor dem Jahrestag, am Natio­
nalfeiertag, Sonntag, 26. Oktober 
2003, eine gemeinsame "Pilger­
reise", mit Fahrrad oder Bus zu 
unternehmen: vom Kraftwerk 
Zwentendorf aus ­ das wir sym­
bolisch für die Atomenergie hinter 
uns lassen- besuchen wir Orte im 
Tullnerfeld, wo bessere, alternati-
ve Energieformen bereits genutzt 
werden und wo auf anschauliche 
u. unterhaltsame Weise der Einzug 
in das nach­atomare Zeitalter the­

matisiert wird. Diese "Pilger-Reise" 
nennen wir "Von Zwentendorf aus 
in die Zukunft". Wer mit dem Bus 
‚wandern' will oder muß, melde sich 
bitte drei Wochen vorher dafür an. 
Das genaue Programm der Reise 
drucken wir in der Septemberfolge 
der "Neuen Argumente" ab. Es wird 
auch einen Werbefalter geben. 

Zur Einläutung des Jahrestages 
wird am Samstag, dem 25. 10. eine 
auch für Medien zugängl iche 
Gesprächsplattform mit fachkundi-
gen und bekannten Personen aufge-
stellt - Ort und Zusammensetzung 
sind noch ungewiß. 

Mit der Bitte um Ihr Tätig-
werden und mit freundlichem Gruß

Stefan Micko
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Wir beglückwünschen unseren Ehrenobmann, 
Gründer der "ARGE Nein zu Zwentendorf" und der 
Vierteljahreszeitschrift "Neue Argumente", Mitbe­
gründer der Grünbewegung, den aufrechten Kämpfer 
gegen den Atomwahnsinn und für eine lebenswerte 
Welt, recht herzlich zu seinem kürzlich begangenen 
75. Geburtstag. 

Geologe und Paläontologe aus Leidenschaft, 
war er von 1972 bis 1984 Ordinarius des geolo­
gischen Instituts an der Universität Wien. Seine 
Erkenntnisse betreffen u.a. die Überschiebungen im 
Bereich der Alpen, die zunächst im Widerspruch zu 
der herrschenden Lehre standen, aber später durch 
Tiefbohrungen bewiesen werden konnten. 

Über 200 Publikationen, 12 Bücher, eine sieben­
bändige Geologie Österreichs, zeugen von seinem 
regen Geist und fruchtbaren Schaffen gemeinsam 
mit seiner leider schon verstorbenen Frau Edith, 
ebenfalls Dozentin der Geologie. 

Ganz besondere Verdienste erwarb er sich im 
Kampf gegen das Atomkraftwerk Zwentendorf, wo er 
Menschen im In­ und Ausland als die SPEERSPITZE 
der Anti­Atombewegung ins Bewußtsein eingegangen 
ist. Auch bei der Aubesetzung zur Verhinderung des 
Kraftwerks Hainburg kämpfte er wieder engagiert für 

die Bewahrung des Naturjuwels Donauauen. 

1979 gründete er die Zeitschrift "Neue Argumente", 
leitete sie und schrieb bis spät in die neunziger Jahre 
fast alle Beiträge, mit denen er bis zu 200.000 Leser 
fesselte und ihnen aus dem Herzen sprach; viele von 
ihnen halten uns heute noch die Treue. 

Heute ist er ein unermüdlicher Warner vor der 
menschheitsbedrohenden Gefahr eines Kometen­
einschlags von mehr als einem Kilometer Durch­
messer. Dadurch könnten Weltbeben ausgelöst wer­
den, denen kein Atomkraftwerk standhielte. Radio­
aktive Strahlung im Ausmaß eines mehrhundert­
fachen Tschernobyl wäre die Folge. Prof. Tollmann hat 
nachgewiesen, daß solche Impakte öfter vorkommen 
als ursprünglich angenommen. So vergingen zwischen 
dem Sintflut­Impakt vor 9.500 Jahren und dem vor­
hergehenden Impakt, welcher ebenfalls verheerende 
Wirkungen auf die Erde hatte, nur 2.500 Jahre. 

Ihnen, sehr geehrter, lieber Herr Professor und 
Ehrenobmann der ARGE, wünschen wir noch viele 
Jahre in voller Schaffenskraft und alles, alles Gute!

Im Namen der ARGE, Ihrer treuen Leser­
gemeinde, Ihren vielen Verehrern und Verehrerinnen 

Ihr Dr. Erich Czwiertnia

Univ.­Prof. Dr. Alexander Tollmann 
 zum 75. Geburtstag



seite � Neue Argumente Juli 2003  Folge 97

Wenn sie zu jenen Leuten gehö-
ren, die sich diese Frage auch schon 
mal gestellt haben, sollten sie hier 
weiterlesen. "Die Presse" vom 22.3.03 
berichtete im Zusammenhang mit 
der geplanten Pensionsreform u.a.  
"daß ein einkommen von 100 euro 
vor 40 Jahren nur unter Berück­
sichtigung der inflationsanpas­
sung heute 500 euro wert ist, bei 
Berücksichtigung des Wirtschafts­
wachstums allerdings 1.800 euro". 

Wie kommt es dann aber, daß 
jemand, der �0 Jahre gearbeitet hat, 
heute über die Vorstellung einer 
Verachzehnfachung seines Einkom-
mens in diesem Zeitraum nur müde 
lächeln kann? Wenn sich die Größe 
des volkswirtschaftlichen Leistungs-
kuchens in diesem Zeitraum tatsäch-
lich verachzehnfacht hat, wer hat 
dann den fehlenden Rest verfuttert?! 
so ganz geheuer war uns das ja nie, 
von ständig neuen Effizienzsteige-

rungen in den Produktionsprozessen 
zu hören, und dann verklickert zu 
bekommen, daß wir Kroesuse leider 
über unsere Verhältnisse gelebt hät-
ten und den Gürtel jetzt mal kräftig 
enger zu schnallen hätten. 

Diese Zahlen bedeuten, daß 
man uns erstens durch die schein-
bar objektive Bindung der Gehalts-
erhöhungen an die inflationsanpas-
sung im normalen Arbeitsleben allei-
ne mehr als 2/3 unserer erarbeiteten 
Leistung durch diesen Berechnungs- 
und sozialpartnertrick raubte und 
raubt. Denn niemand anderer als 
die arbeitenden Menschen erbrin­
gen das "Wirtschaftswachstum". 
Wäre dieser von den arbeitenden 
Menschen erwirtschaftete Reichtum 
auch ihnen zugeflossen und nicht 
von den Konzernen und Kapital-
besitzern privat angeeignet, verkon-
sumiert oder zunehmend mehr auf 
Börsen eingesetzt worden, sondern 

in die für die soziale Absicherung 
vorgesehenen Kassen und Fonds für 
die Masse der Bevölkerung geflos-
sen,  gäbe es jetzt überhaupt kein 
Finanzierungsproblem, weder in der 
sozialen Krankenversicherung, noch 
in der Pensionssicherung.

Würde die Wertschöpfung und 
nicht die Kopfzahl der Beschäftigten 
(die immer weniger werden auf-
grund er Rationalisierungen) als 
Grundlage der Finanzierung des 
sozialsystems herangezogen, gäbe es 
keine Probleme für uns, aber weniger 
Profite für die Großen. Weil die ihre 
Profite erhalten und ausweiten wol-
len, sollen wir Kleinen bluten. 

(Letzte zwei Absätze geringfügig abgewan-
delt übernommen aus den "Mitteilungen der 
Gewerk­schafter gegen Atomenergie", März 
2003.)

Mehr zu diesem brisanten 
Thema in der nächsten Ausgabe 

 der "Neuen Argumente"!

Verfixt, wo ist nur das Geld geblieben?

Apartheids-Mauer in Israel
Zwischen israel und dem West-

jordanland entsteht derzeit eine 3�0 

Kilometer lange “sicherheitsmauer”, 

die dreimal so lang und doppelt so 

hoch ist wie die ehemalige Berliner 

Mauer. Damit wird ein erheblicher 

Teil des Westjordanlandes annektiert; 
die militärischen Pufferzonen um 
die palästinensischen Bevölkerungs-
zentren werden ausgedehnt und die 
Bewohner dieser Zonen praktisch in 
ein offenes Gefängnis gesperrt.

Wenn die Mauer vom norden 
des Westjordanlands bis nach 
Jerusalem fertig gestellt sein wird, 
wird israel über 7 Prozent dieses 
Gebietes annektiert haben, was 39 
völkerrechtswidrig im besetz-
ten Gebiet erbaute siedlungen mit 
etwa 270.000 Bewohnern einschließt 
sowie 290.000 Palästinenser. 

nennenswerte internationale 
Proteste sind ausgeblieben. 

Quelle:www.uni-kassel.de/fb10/frieden/ 
regionen/Nahost/brubacher.htmlFoto: Women in Black , Vienna
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Energiekrise in Japan -  
17 riskante AKWs vom Netz 
genommen

nach einer serie von Pannen, 
schlampereien und Lügen mußte der 
größte stromversorger Japans TEPCO  
17 riskante Atomkraftwerke vom 
netz nehmen, erst Zweien wurde 
wieder eine Betriebsbewilligung 
erteilt. Japans Regierung warnt vor 
dramatischen stromsperren, drasti-
sche stromsparmaßnahmen wurden 
verordnet. spitäler und Telefongesell-
schaften rüsten sich mit eigenen 
stromaggregaten aus, Betriebe ver-
legen ihre Arbeitszeit in die nacht 
und aufs Wochenende, Klimaanlagen 

dürfen nicht unter 28 Grad kühlen. 

all das ist keine unglückliche 
Verkettung von umständen, son­
dern typisch und charakteristisch 
für die unselige allianz von Kapita­
lismus und großtechnologie: der 
finanzielle Druck auf die Betreiber 
führt zu Vertuschungen über riskante 
Defekte in den AKWs, denn ein AKW 
vom netz zu nehmen, ist finanziell 
etwas anderes als die Turbine eines 
Wasser- oder Windkraftwerks zu 
reparieren. so wird einfach zugewar-
tet. in Japan ist es noch vergleichs-
weise glimpflich ausgegangen, weil 
der GAU nur in Gestalt eines  öffent-
lichen skandals stattgefunden hat. 

EU-Parlament: Haftpflicht 
für AKW und Öltanker

Abgeordnete des EU-Parlaments 
haben einen Entwurf für verschärfte 
Regelungen zur Umwelthaftung einge-
bracht. Die Parlamentarier wollen, daß 
Betreiber von umweltgefährdenden 
Anlagen eine Haftpflichtversicherung 
abschließen müssen, das gilt auch für 
schäden aus Öltanker-Unfällen, gen-
technisch veränderten Produkten und 
Atomanlagen. Der Entwurf war heftig 
umstritten, nur eine knappe Mehrheit 
hat sich dafür ausgesprochen. Er wird 
nun den zuständigen Fachministerräten 
zugeleitet. Am Ende müßten sich die 
Vertreter der Mitgliedsstaaten und das 

Kurznachrichten

Jubel bei Atombefürwortern nach dem Flop  
des Greenpeace-Volksbegehrens

Liebe Leser: Atombefürworter k­ommen in den "Neuen Argumenten" normalerweise nicht zu Wort. Diesmal 
machen wir eine Ausnahme, um Ihnen beispielhaft zu zeigen, welch euphorischer Jubel in diesem Lager 
ausbricht, wenn eine Bevölk­erung, die ihre Haltung gegen die Atomenergie 99 Mal zum Ausdruck­ gebracht 
hat, aus Resignation beim 100. Mal hinter dem Ofen sitzen bleibt. 

Das sollte uns eine Lehre sein: Nie, nie wieder resignieren! Unterschreiben gehen! Was k­ostet das schon! 
Leserbriefe schreiben! Und wenn es nur deshalb ist, das Schlimmste (siehe oben) zu verhindern. 

Meinung zum tag:  

bravo landsleute!
Bravo, Landsleute, gut 

gemacht! An inhaltlich abwegigen 
Volksbegehren nicht teilzunehmen 
ist der beste Beitrag zur stärkung 
der direkten Demokratie und ein Akt 
des geistigen Umweltschutzes. Die 
Österreicherinnen und Österreicher 
haben soeben einen solchen Akt 
gesetzt: der Flop des von "Greenpeace" 
lancierten Volksbegehrens für ein 
"atomfreies Europa" stellt ein signal 
der geistigen selbstbefreiung dar. 
Die Zeiten, in denen Anti-nuklear-
Agitation beinahe den status einer 
Ersatzreligion beanspruchen konnte, 
sind in unserem Land offensichtlich 

vorbei. Jetzt kann endlich mit dem 
absurden Kernenergie-Tabu (samt 
dem Anti-Temelin-Tamtam) in der 
österreichischen politischen Diskus-
sion aufgeräumt werden. Übrigens, 
nach der vernichtenden niederlage 
der belgischen Grünen bei den letz-
ten Wahlen hat Louis Michel erklärt, 
daß die zukünftige belgische Regie-
rung die Entscheidung, ab 2015 aus 
der Kernkraft auszusteigen, zurück-
nehmen werde. Begründung: es 
gebe für Belgien keine ökonomisch 
und umweltpolitisch vertretbare 
Alternative zur stromgewinnung 
aus Kernenergie. Vor kurzem erklär-
te die französische Forschungs-
ministerin Haignere bei einem 
seminar zur "Wasserstoffwirtschaft" 
in Brüssel, Frankreich plane den Bau 

einer "vierten Generation neuarti-

ger und sicherer Kernreaktoren"... 

als Zwischenlösung für die 30 bis 

50 Jahre bis zur Betriebsreife der 

Fusionsreaktoren. Auf dem gleichen 

seminar trat EU-Energiekommissarin 

Loyola de Palacio energisch dafür 

ein, der Kernenergie in Europa einen 

höheren stellenwert zu geben, um 

Treibhausgasemissionen zu senken 

und unsere Versorgungssicherheit zu 

erhöhen. Und selbst im umweltbe-

wußten Finnland laufen Planungen 

für den Bau eines neuen KKW. (...)

Thomas Brandtner aus Brüssel (sic!) 
28.06.2003, Die Presse S.20
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Europaparlament auf einen Richtlinientext einigen. (taz, 
15.5.03)

Noch mehr Atomreaktoren in Tschechien?

Tschechien hat schon derzeit einen beträchtlichen 
stromüberschuß. nun hat das industrieministerium in 
einem Entwurf der künftigen Energiepolitik verschiedene 
Varianten vorgestellt, die eine Ausweitung der Atom-
energie um bis zu 8 Reaktoren vorsehen. Das Ministerium 
favorisiert eine Variante mit “nur” zwei neuen Atom-
reaktoren in Temelin. 

Energie aus Gras - neues Kraftwerk 
funktioniert wie ein Kuhmagen 

in der schweiz nahe des Rheinfalls von schaffhausen 
wird in einem weltweit einmaligen Kraftwerk Energie wie 
in einem Kuhmagen produziert. Als Rohstoff dient ein-
faches Gras, welches zunächst durch ein mechanisches 
Verfahren in seine Einzelteile aufgelöst wird. Aus den 
Fasern werden Dämmstoffe (2 000 Tonnen pro Jahr), aus 
den flüssigen Bestandteilen entsteht Biogas, das teils in 
strom umgewandelt (1,3 Millionen Kilowattstunden), 
teils ins öffentliche Gasnetz gespeist wird. Aus der noch 
verbleibenden Flüssigkeit wird Dünger für die Wiesen, 
und die Gras-Proteine lassen sich als Kraftfutter vermark-
ten. Übrig bleibt nichts. Ein weiteres Kraftwerk dieser 
Art von der dreifachen Größe ist nun in der nähe von 
Dresden geplant.

www.sonnenseite.com/fp/archiv/Akt-Surftipp/grasenergie_1.php

US-Regierung manipuliert Umweltbericht 

Die Us-Regierung hat aus einem Umweltbericht ihrer 
eigenen Umweltschutzbehörde EPA alle Warnungen bezüg-
lich der Gesundheits- und umweltgefahren durch Klima­
wandel streichen lassen. 2002 hatte die Us-Regierung den 
weltweiten Klimawandel erstmals akzeptiert, aber den ori-
ginellen Vorschlag gemacht, daß sich Menschen, Tiere und 
Pflanzen an den Klimawandel einfach anpassen sollten. 

http://www.sonnenseite.com/fp/archiv/Akt-News/3508.php

Windkraft in Österreich

Ende 2002 gab es in Österreich1�� Windräder, die 

rund 250 Mio. kWh strom erzeugten. im laufenden Jahr 

sollen 150 Anlagen mit etwa der doppelten Kapazität dazu-

kommen. insgesamt können dann 300.000 Haushalte mit 

Windstrom versorgt werden.
http://www.igwindkraft.at/aktuell/h_zahlen.html
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ungarische eu-gegner 
 in Österreich

3.­5. oktober 2003 in Tulln/Donau
Intellek­tuelle aus Osteuropa haben aus ihrer 

Geschichte heraus einen sehr hellsichtigen Blick­ 
für totalitäre Tendenzen.  

Wir haben dort Menschen mit erstaunlichem 
Hintergrundwissen k­ennengelernt und sie nach 

Österreich eingeladen.

freitag, 3. oktober
ab 19 h öffentlicher Diskussionsabend zum 

Schwerpunkt­Thema “eu­Verfassung”
im “Minoritenkeller” in Tulln direkt an der Donau. Je 

2-3 ungarische und österreichische sprecher 

samstag, 4. oktober
Politisch­historisches Seminar zum gegenseitigen 

Wissensaustausch 
Kostengünstige Unterkunft (ca. ös 200.-mit 

Frühstück und günstige Mahlzeiten) in der neuen 
Tullner Jugendherberge direkt an der Donau

sonntag, 5. oktober 
gemeinsamer ausflug in die Wachau

8:2� Abfahrt Bahnhof Tulln - 8:59 Ankunft Bhf. 
Krems, Abholung durch Mietbus: Fahrt bis Dürnstein, 

ca. 3 ½ stunden Aufenthalt für kleine Wanderung 
zur Ruine mit Blick übers Donautal. Mittagessen 

und Weiterfahrt mit Bus nach Melk/schiffsstation, 
Abfahrt schiff 13:50, Ankunft Krems 15:35 


